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Hessen braucht einen Krippenkonsens 

(Gi) „Hessen braucht eine Ge-
sprächsrunde aller Beteiligten im 
Land, um partnerschaftlich den Aus-
bau der Betreuung für Kinder unter 
drei Jahren zu besprechen. Der Aus-
bau der Krippen im Land kann nur 
als gemeinsame Aufgabe gestemmt 
werden“ sagt Stephan Gieseler, Di-
rektor des Hessischen Städtetages. 
Im April 2007 haben Bund, Länder 
und Kommunen sich gemeinsam auf 
den Weg gemacht, die Betreuungs-
situation für Kleinstkinder zu verbes-
sern. Jede der beteiligten Gebiets-
körperschaften wollte ein Drittel der 
damals geschätzten Gesamtkosten 
finanziell schultern. Die Situation vor 
Ort aber sieht anders aus: Die Kos-
tenlast wiegt schwerer und die Kos-
tenhauptlast tragen die Kommunen. 

Investitionskosten
Von den für Hessen zur Verfügung 
stehenden Bundesmitteln in Höhe 
von 165,2 Mio. Euro wurden bis 
Ende 2011 insgesamt 153,7 Mio. 
Euro zur Schaffung von über 20.609 
Betreuungsplätzen für Kinder un-
ter drei Jahren durch Bewilligungen 
gebunden. Den örtlichen Trägern 
der öffentlichen Jugendhilfe Hessen 
wurden für das Jahr 2012 die derzeit 
verbleibenden Bundesmittel in Höhe 
11,9 Mio. Euro in Aussicht gestellt.
Die Landesregierung hat im Haus-
halt 2013 erstmals ein Landesin-
vestitionsprogramm im Umfang 
von 30,6 Mio. Euro aufgelegt. Eine 
Finanzierung einzelner Maßnahmen, 

teilweise aus Bundesmitteln und aus 
dem Landesprogramm, ist jedoch 
weiterhin nicht zulässig. Die Städ-
te hätten sich jedoch schon früher 
ein solches Landesinvestitionspro-
gramm gewünscht. Die derzeit bis 
Ende 2012 befristete Regelung zur 
Gewährung eines U3-Neuplatzbo-
nusses für Plätze in Kindertagesein-
richtungen soll auch im Jahre 2013 
weitergeführt werden, erstmals auch 
bei Tagespflegepersonen. 

Betriebskosten
An den Betriebskosten für die zu-
sätzlich entstehenden U3-Beteu-
ungsplätze beteiligt sich der Bund 
ab dem Jahre 2009 über einen auf-
wachsenden Festbetrag bei der 
Umsatzsteu erverteilung zu Gunsten 
der Länder mit insgesamt 1,85 Mrd. 

Euro. Ab 2014 wird sich der Bund 
an der Finanzierung der durch den 
Ausbau entstehenden zusätzlichen 
Betriebs kosten derjenigen Plätze, 
die über das bereits im Tagesbe-
treuungsausbaugesetz festgelegte 
Niveau hinausgehen, dauerhaft in 
Höhe von 770 Mio. Euro jährlich be-
teiligen.

Die Umsatzsteuerverteilung zwi-
schen Bund und Ländern ist durch 
eine Anpassung des Finanzaus-
gleichs des Bundes nach Art. 2 des 
Gesetzes zur Förderung von Kindern 
unter drei Jahren in Tageseinrich-
tungen und in Kindertagespflege 
(Kinderförderungsgesetz KiFöG) so 
geändert worden, dass die Länder 
2009 zusätzliche Mittel in Höhe von 
100 Mio. Euro erhalten haben. Von 
diesen 100 Mio. Euro sind im Jahre 
2009 auf Hessen 7,3 Mio. Euro entfal-
len. Im Jahre 2009 sind 1,7 Mio. Euro 
direkt an die Kommunen geflossen 
über den kommunalen Finanzaus-
gleich. Die verbleibenden 5,4 Mio. 
Euro sind dem Staatshaushalt zu-
geflossen. Sie wurden im Programm 
„Offensive für Kinderbetreuung“ 
bereitgestellt und nach Angabe des 
Sozialministers vom 8. Dezember 
2010 in voller Höhe an die Kommu-
nen weitergeleitet. Über die Mittel 
aus den Jahren 2010 und 2011 sind 
dem Hessischen Städtetag keine Fi-
nanzströme bekannt.

Nicht jeder Knirps wird im Jahre 2013 einen Krippenplatz bekommen
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Seit 1. Juli 2009 ist Stephan 
Gieseler Direktor des Hessischen 
Städtetages. Stephan Gieseler 
wurde 1967 in Lauterbach gebo-
ren. Gieseler ist Volljurist. Er lebt 
seit 1975 in Dietzenbach, wo er 
nach einer Tätigkeit beim Arbeit-
geberverband Metall über acht 
Jahre Bürgermeister war. Im Hes-
sischen Städtetag ist er Dezernent 
für die Bereiche Kommunales, 
Frauen, Soziales, Personal, Sport, 
Bau- und (Stadt-)Planung.
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Verordnung über Mindestvoraussetzungen in
Tageseinrichtungen für Kinder

(Hm) Die Verordnung über Min-
destvoraussetzungen in Ta ges-
einrichtungen für Kinder schafft 
ebenfalls einen Grund für weitere 
Investitions- und Betriebskosten-
ausgaben. 

Eine aktuelle Abfrage bei den 13 
größten Mitgliedsstädten des Hes-
sischen Städtetages ergab, dass in 
den kreisfreien Städten jeweils bis zu 
zehn zusätzliche Kindergartengrup-
pen, bis zu 14 zusätzliche Krippen-
gruppen und bis zu zehn zusätzliche 
Hortgruppen durch die Reduzierung 
der Gruppenstärke mit einem zu-
sätzlichen Betriebskostenaufwand 
von bis zu 7,2 Mio. Euro pro Stadt 
geschaffen werden müssen. 

In den Sonderstatusstädten müssen 
jeweils bis zu fünf zusätzliche Kin-
dergartengruppen, bis zu fünf zu-
sätzliche Krippengruppen und bis zu 
drei zusätzliche Hortgruppen durch 
die Reduzierung der Gruppenstärke 
mit einem zusätzlichen Betriebs-
kostenaufwand von bis zu zwei Mio. 
Euro geschaffen werden. 

Und dies betrifft nur die Betriebs-
kosten. Die erforderlichen Investiti-
onskosten sind ebenfalls nicht un-
erheblich: in den kreisfreien Städten 
kosten jeweils bis zu zehn zusätzli-

che Kindergartengruppen 3,5 Mio., 
bis zu 15 Krippengruppen jeweils bis 
zu 5,25 Mio. Euro und bis zu zehn zu-
sätzliche Hortgruppen jeweils bis zu 
3,6 Mio. Euro. 

Die Kosten in den Sonderstatus-
städten liegen hier entsprechend pro 
Gruppe. Alleine die Umsetzung der 
Verordnung über Mindestvoraus-
setzungen in Tageseinrichtungen für 
Kinder kosten die großen Städte mit-
hin eine dreistellige Millionensumme. 
Zudem macht sie pro Stadt bis zu 58 
zusätzliche Fachkraftstellen notwen-
dig.

Rund ein Jahr vor dem Inkrafttreten 
des Rechtsanspruchs ist die Lage 
vor Ort alles andere als rosig. Dies 
muss mit allen Beteiligten bespro-
chen werden. In 15 Monaten muss 
der Ausbau der Betreuungsplätze 
von Kindern unter drei Jahren abge-
schlossen sein, damit nicht nur etwa 
landesweit 35 %, sondern ein dem 
dann geltenden Rechtsanspruch 
entsprechendes Platzangebot in 
den Städten und Gemeinden bereit-
gehalten werden kann.

Der einst im Krippengipfel im Ap-
ril 2007 euphorisch gefeierte Be-
schluss zum flächendeckenden Aus-
bau der Bildungs-, Betreuungs- und 

Erziehungsangebote für Kinder unter 
drei Jahren wird damit von mehreren 
Problemkreisen überschattet:

• Ein Betreuungsangebot für 35 %
 der unter Dreijährigen stellt die Er-
 füllung des Rechtsanspruchs nicht 
 sicher. In den kreisfreien Städten 
 und dicht besiedelten Landkreisen 
 ist der erwartete Bedarf zum Teil 
 wesentlich höher.
• Es gibt bundesweit keine Fach-
 kräfte, die den hohen, von allen 
 Seiten erwarteten Qualitätsan-
 sprüchen entsprechen. Der Markt 
 ist leergefegt. 
• Schon jetzt erhalten die Rathäuser 
 in Hessen Schreiben von Rechts-
 anwälten, die eine qualitativ hoch-
 wertige Leistung zum Teil zum 
 Nulltarif für ihre Mandanten, Eltern 
 und Kinder, einfordern.
• Bundes- und Landtagsabgeord-
 nete gleich welcher Parteizugehö-
 rigkeit übertrumpfen sich mit un-
 bezahlbaren Vorschlägen noch 
 höherer Qualität in Tageseinrich-
 tungen für Kinder.
• Das Land Hessen hat sich nach 
 wie vor nicht mit einem Drittel an 
 der Finanzierung des Ausbaus be-
 teiligt.
• Der soziale Friede in den Städten 
 ist in Gefahr: Aufgrund einseitiger 
 Ausrichtung auf kindbezogene Be-
 treuungsangebote müssen kul-
 turelle und sportliche Einrichtun-
 gen geschlossen werden. Nur so 
 kann der Einhaltung vorgegebener 
 Standards unter gleichzeitiger Be-
 achtung der von den Regierungs-
 präsidien vorgegebenen Perso-
 nalstellensperren entsprochen 
 werden.
• Die vom Land Hessen – Hessi-
 sches Finanzministerium – erwar-
 tete Senkung der Ausgaben im 
 Bereich Soziales und Jugendhilfe 
 ist aufgrund der Kompensierung 
 der fehlenden Landesdrittelbeteili-
 gung durch die Städte und Ge-
 meinden deutlich erschwert.Fo
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Kinderfördergesetz des Landes

(Hm) Mit Spannung erwarten die 
Städte und Gemeinden in Hessen 
den Gesetzentwurf des Landes zu 
einem Kinderfördergesetz. Dazu 
haben die Städte detaillierte Erwar-
tungen:

1. Alle Fördertatbestände sollen 
 in einem Hessischen Gesetz zur 
 Förderung der Umsetzung des 
 Hessischen Kinder- und Jugend
 hilfegesetzbuches (HKJGB) vom 
 18.12.2006 (GVBl. I S. 698) wegen 
 der Transparenz zusammenge-
 fasst werden.

2. Der Hessische Städtetag spricht 
 sich für ein auskömmliches
 staatliches Förderverfahren aus, 
 das möglichst eine flexible För-
 derung ermöglicht.

3. Das Förderverfahren für die 
 Mehrkosten infolge der Verord-
 nung für Mindestvoraussetzun-
 gen in Tageseinrichtungen für 
 Kinder muss in dem Gesetz be-
 rücksichtigt werden und zu einer 
 Erhöhung der Fördersumme füh-
 ren.

4. Die speziellen Angebote für Kin-
 der unter drei Jahren und Kinder 
 mit Integrationsbedarf müssen 
 insbesondere berücksichtigt 
 werden.

5. Der Hessische Städtetag spricht 
 sich für ein einfaches Förder- 
 und Berechnungsverfahren und 
 -programm auf der Grundlage 
 vorhandener Daten aus.

6. Der Hessische Bildungs- und Er-
 ziehungsplan muss seine Ent-
 sprechung in der finanziellen 
 Ausgestaltung der Landesförde-
 rung finden.

7. Freie Träger sollen ausschließ-
 lich Förderansprüche gegenüber 
 der betreuenden Gemeinde/
 Stadt haben.

8. Das Land Hessen muss insge-
 samt mehr an staatlicher Förde-
 rung für die Kinderbetreuung 
 aufwenden, insbesondere seine 
 auf dem Krippengipfel 2007 zu
 gesagte Drittelbeteiligung im Be-
 reich Kinder unter drei Jahren be-
 reitstellen.

9. Das Land darf keine Unterschie-
 de zwischen der Förderung kom-
 munaler und freier Träger von Ta-
 geseinrichtungen machen.

10. Das Land Hessen muss sich – 
 nachdem es sich überhaupt nicht 
 an den investiven Kosten des 
 Ausbaus der Angebote für Kinder 
 unter drei Jahren finanziell betei-
 ligt und seit 2008 dadurch er-
 hebliche Mittel eingespart hat 
 – mit mindestens 50 % an den 
 investiven Kosten für Neu-, An- 
 oder größere Umbauten betei-
 ligen. Eine Parallelförderung 
 Landesbauprogramm – Investiti-
 onsprogramm Bund für Kinder 
 unter drei Jahren ist zuzulassen/
 zu ermöglichen und mindestens 
 an die Höhe der Bundesbeteili-
 gung anzupassen.

11. Bei der Förderung von Kindern 
 mit Migrationshintergrund soll 
 ein Fördertatbestand auch für 

 eingruppige Einrichtungen auf-
 genommen werden.

12. Dokumentations- und Nach-
 weispflichten sollten sich in 
 Grenzen halten und weniger 
 kostenaufwendig gestaltet wer-
 den. Stichtagsregelungen sollten 
 in Abstimmung mit den Kommu-
 nen aufeinander abgestimmt 
 sein.

Die im Hessischen Städtetag ver-
sammelten Städte und Gemein-
den sind sich einig: Sie wünschen 
sich, dass die Landesregierung 
die Kommunen mit ihren Sorgen 
ernster nimmt. Es steht die Frage 
im Raum, wie die Städte, Gemein-
den und Landkreise mit den wider-
sprüchlichen Wünschen des Landes 
umgehen sollen: Die Aufforderung 
zum Schuldenabbau einerseits und 
die Erfüllung neuer qualitativer und 
quantitativer Vorgaben andererseits 
sind ohne ein stärkeres Engagement 
des Landes nicht leistbar.
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Kreisfreie Städte tragen deutlich 
höhere Soziallasten als Landkreise

(JD) Die kreisfreien Städte tragen 
deutlich höhere Soziallasten je Ein-
wohner als die Landkreise. Dies gilt 
auch dann noch, wenn man den 
Vergleich statt auf die Landkreise 
auf die Gesamtkreise bezieht (zur 
Erläuterung siehe Kasten).

Die Geschäftsstelle hat auf der 
Grundlage entsprechender Daten 
des Statistischen Landesamtes 
(HSL) die Finanzstatistik 20091 zu 
den Sozialausgaben (kameral, Ein-
zelplan 4) ausgewertet. 

Die Ergebnisse sind keine Sensa-
tion. Überraschend ist aber doch, 
mit welch deutlichem Abstand die 
kreisfreien Städte vor den Land-
kreisen liegen. Selbst wenn man die 
Ausgaben der Gesamtkreise (Land-
kreise plus ihre jeweiligen kreisan-
gehörigen Städte und Gemeinden) 
zugrunde legt, liegt die Stadt Kassel 
(602 Euro je Einwohner) auf Platz 5 

Finanzen

1 Die Finanzstatistik Einzelplan 4 – 2010 liegt wohl erst im Frühjahr 2012 komplett vor
2 Damit sind die im Einzelplan 4 abgebildeten Aufwendungen nach kameraler Rechnung erfasst.

Tabelle: Eigene Darstellung Hess. Städtetag auf Datenbasis HSL

Kreise 2009                      
Komm. Sozausg. je EW

Kreisfreie Städte/                       
Gesamtkreise

FRANKFURT    -1.238 

OFFENBACH -935 

WIESBADEN -829 

DARMSTADT                 -689 Je EW Je EW Rang Rang

KASSEL                    -602 Gemeinden Landkreise Gemeinden Landkreise

GROß-GERAU -535 -217 -318 3 3 

OFFENBACH LAND -512 -206 -305 4 4 

MAIN-TAUNUS -497 -233 -264 2 15 

MARBURG -496 -203 -293 5 10 

GIEßEN -490 -195 -296 6 7 

VOGELSBERG -449 -114 -335 19 1 

LAHN-DILL -447 -165 -282 7 12 

LIMBURG-WEILBURG -443 -122 -320 15 2 

WETTERAU -442 -146 -296 11 6 

DARMSTADT-DIEBURG -436 -163 -274 8 13 

HOCHTAUNUS -435 -234 -200 1 19 

MAIN-KINZIG -433 -144 -289 12 11 

BERGSTRAßE -424 -130 -294 14 9 

WERRA-MEIßNER -403 -102 -301 20 5 

ODENWALD -396 -102 -294 21 8 

FULDA LAND -394 -157 -236 9 17 

HERSFELD ROTENBURG -386 -114 -272 18 14 

SCHWALM-EDER -366 -115 -250 17 16 

WALDECK-FRANKENBG. -345 -122 -223 16 18 

RHEINGAU-TAUNUS -301 -149 -153 10 21 

KASSEL LAND -297 -135 -163 13 20 

bei den Sozialaufwendungen mit 
sichtbarem Abstand vor dem Ge-
samtkreis Groß-Gerau als ausgabe-
stärkstem unter den Gesamtkreisen 
(535 Euro je Einwohner).

Im Jahr 2009 haben die hessischen 
Kommunen netto (Ausgaben minus 
Einnahmen) über 3,4 Milliarden Euro 
für Sozialleistungen aufgewandt2. 
Nicht mitgerechnet sind die über die 
LWV-Umlage finanzierten Aufwen-
dungen für den Landeswohlfahrts-
verband,

In der Gesamtsumme liegen die 
hessischen kommunalen Sozial-
ausgaben 2009 damit bei einem 
Volumen von über 4,5 Milliarden 
Euro. Zum Vergleich: Die hessischen 
Kommunen verzeichneten im Jahr 
2009 Steuereinahmen von 6,32 Mrd. 
Euro – eingeschlossen der Familien-
leistungsausgleich. 

Prognose: Die kreisangehörigen 
Gemeinden werden wahrscheinlich 
im Verhältnis zu ihren Landkreisen 
deutlich höhere Soziallasten auf 
ihre Schultern zu packen haben. 
Während die Gemeinden Ausga-
besteigerungen erwarten (massive 
Ausgabesteigerungen für Kinder in 
Tageseinrichtungen, insbesonde-
re unter Dreijährige), erfahren die 
Landkreise etwas Entspannung 
(Grundsicherung für über 65jährige 
und Erwerbsunfähige übernimmt in 
den Folgejahren zum großen Teil der 
Bund).

Betrachtet man die Sozialausgaben 
der einzelnen Gebietskörperschaf-
ten (Tabelle), so fällt auf, dass nicht 
einmal der je Einwohner ausgabe-
stärkste Gesamtkreis Groß-Gerau 
(535 Euro je Einwohner) in die Pha-
lanx der fünf kreisfreien Städte ein-
dringt. 

In neuerer Zeit verwenden Finanzwissenschaftler 
immer häufiger die Bezeichnung „Gesamtkreis“. 
Gemeint ist damit die Summe eines Landkreises plus 
aller kreisangehörigen Gemeinden in diesem Land-
kreis. 
Beispiele: Gesamtkreis Hochtaunus = Hochtau-
nuskreis plus 13 kreisangehörige Gemeinden des 
Hochtaunuskreises. Gesamtkreis Schwalm-Eder = 
Landkreis Schwalm-Eder plus 27 kreisangehörige 
Gemeinden des Schwalm-Eder-Kreises.
Mit dem Gesamtkreis kann man zum Beispiel sämt-
liche Sozialausgaben eines Kreises messen von der 
Grundsicherung für Arbeitssuchende (SGB II – Kreis-
aufgabe) bis zu den Krippenplätzen, welche die Ge-
meinden zur Verfügung halten.
Der Vergleich Gesamtkreis zu kreisfreier Stadt fällt 
leichter als der Vergleich Landkreis zu kreisfreier 
Stadt, weil die Gesamtkreise im Wesentlichen die-
selben Aufgabenfelder abzudecken haben wie die 
kreisfreien Städte.

Gesamtkreise
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Änderung des KAG greift Städtetagsforderungen auf

(Sw) Die Koalitionsfraktionen der 
CDU und der FDP haben einen Ent-
wurf zur Änderung des Gesetzes 
über kommunale Abgaben (KAG) in 
den Landtag eingebracht. Der Ent-
wurf enthält eine Reihe von Positio-
nen des Hessischen Städtetages. 
• Der Entwurf greift die zentrale For-
 derung des Hessischen Städteta-
 ges auf, nach der eine Stadt an
 stelle der nach geltendem Recht 
 einmaligen auch so genannte 
 „wiederkehrende“ Straßenbei-
 träge erheben darf. Einer ähnli-
 chen Initiative der SPD-Fraktion 
 hatte der Hessische Städtetag be-
 reits im Wesentlichen zugestimmt. 
 Hier wie da ist es den Städtetags-
 Mitgliedern aber wichtig, die freie 
 Wahl zwischen beiden Beitrags-
 modellen behalten zu dürfen.
• Der Koalitionsentwurf berücksich-
 tigt den Wunsch vieler Kommu-
 nen, ihre privatrechtlich orga-
 nisierten Stadtwerke bei der Bei-
 trags- und Gebührenberechnung 
 einzubinden und enthält – wie vom 
 Hessischen Städtetag mehrfach 

 gefordert – eine entsprechende 
 Ermächtigungsgrundlage.
• Die Gesetzesnovelle will eine Rei-
 he an Verbesserungen für die 
 Kommunen bei der Beitrags- und 
 Gebührenerhebung schaffen. 

Im Übrigen zielt der Gesetzentwurf 
u. a. auf folgende Änderungen:
• Mit der Gesetzesänderung sollen 
 ein Kalkulationszeitraum, der 
 maximal fünf Jahre betragen kann, 

 sowie eine Frist zum Ausgleich von 
 Kostenüber- bzw. unterdeckun-
 gen eingeführt werden.
• Im Straßenbeitragsrecht soll die 
 Erhebung von Straßenbeiträgen 
 zur Regel werden, von der die 
 Städte nur ausnahmsweise ab-
 weichen werden dürfen. An dieser 
 Stelle wird das bisherige Ermes-
 sen der Städte eingeschränkt 
 (Soll-Vorgabe).

Ermessen für die Stadt: Statt eines großen Straßenbeitrages zahlt der Bürger kleinere 

wiederkehrende Beiträge
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(JD) Bekanntlich sieht der Hessi-
sche Städtetag weitgehend kri-
tisch, was die vom Land Hessen 
eingesetzten Mediatoren zum 
Thema Finanzreform beschlossen 
haben (s. Informationen 3/2012, 
S. 5).

Um dazu einen genauen Überblick 
zu verschaffen, hat der Städtetag 
seine Bewertung und die Position 
der Mediatoren auf einen Blick 
dargestellt. 

Die Synopse finden Sie im Web-
auftritt des Hessischen Städteta-
ges unter Arbeitsfelder und Finan-
zen – Datum 3.4.2010

Als Fazit hält der Hessische Städ-
tetag unter anderem fest:

Keine Finanzreform gegen die Städte
„Der Hessische Städtetag wendet 
sich nicht prinzipiell gegen eine 
umfassende KFA-Strukturreform. 
Die von den Mediatoren vorge-
schlagene Reform aber verbes-
sert das geltende Recht nicht.

...

Bestehende Mängel können ziel-
genau im bestehenden System 
korrigiert werden, zum Beispiel 
die stärkere Gewichtung der zen-
tralörtlichen Funktion von Mittel-
zentren im ländlichen Raum. An-
gesichts der enorm gestiegenen 
sozialen Aufgaben der Kommu-
nen ist es angebracht, Sozialindi-
zes einzusetzen, um die Finanz-
verteilung aufgabengerecht unter 
den Kommunen zu verteilen. Auch 

sie können in das bestehende 
System eingebaut werden.

...

Maßstab der gesamten Reform 
ist, dass sich der Status quo der 
finanzschwächsten Kommunen 
durch die Reform unter keinen 
Umständen verschlechtern darf.
Eine stringente Begründung dafür, 
das geltende Recht so grundle-
gend zu ändern wie die Mediato-
ren sich dies vorstellen, haben sie 
nicht beigebracht. 
Soweit man ihnen zugestehen 
kann, dass sie sinnvolle Lösungs-
vorstellungen angesetzt
haben, bedarf es zu deren Ver-
wirklichung keiner grundlegenden 
KFA-Reform...“
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(Ri) Mit diesem Artikel beginnt eine 
kleine Einführung in das kommunale 
Haushaltsrecht. Sie wendet sich an 
alle Mitglieder der Stadtverordneten-
versammlung, die das Gefühl haben, 
dass ihnen ein wenig Grundlagen-
wissen nützt. Für alle Interessierten 
kann es auch hilfreich sein, ihr Wis-
sen in unserem Kompendium „Der 
Doppische Haushalt“ zu vertiefen. 
Dieses ist in den Kommunen sehr 
beliebt. Die 5. Auflage ist nahezu 
ausverkauft. Daher wird in Kürze die 
inhaltlich unveränderte 6. Auflage er-
scheinen.

Ein doppischer Haushalt lässt sich 
auf eine zentrale Größe reduzieren: 
das ordentliche Ergebnis. In dieser 
Zahl spiegelt sich die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit der Gemeinde 
wieder. Das ordentliche Ergebnis 
wird errechnet, indem alle Aufwen-
dungen der Stadt von den Verwal-
tungsaufwendungen für Gehälter, 
Strom und Papier bis hin zu den 

Doppik für Stadtverordnete – eine Einführung
Teil 1: Das ordentliche Ergebnis

Abschreibungen sowie die Aufwen-
dungen für Zinsen in das Verhältnis 
zu allen ordentlichen Erträgen sowie 
den Finanzerträgen gesetzt werden. 
Die ordentlichen Erträge umfassen 
alle Steuern, die Zuweisungen des 
Landes, aber auch die Zinserträge 
und eventuelle Gewinne der Betei-
ligungen. Das ordentliche Ergebnis 
gibt somit den Betrag an, der von 
den Erträgen nach Abzug aller Auf-
wendungen noch übrig bleibt bzw. 
in welcher Höhe ein Defizit entsteht. 
Ist das ordentliche Ergebnis positiv, 
wird ein Mehrwert erwirtschaftet. Ist 
es negativ, verbraucht die Kommune 
die in der Vergangenheit erwirtschaf-
teten Werte. 

Allerdings ist das ordentliche Ergeb-
nis nicht mit einer Kreditaufnahme 
gleichzusetzen. Ein negatives or-
dentliches Ergebnis besagt zunächst 
nur, dass der Wert der Kommune 
insgesamt geringer wird. Ursache 
dieses Wertverlustes kann es aber 

beispielsweise sein, dass die Einrich-
tungsgegenstände im Zeitverlauf an 
Wert verlieren. Grund hierfür ist die 
Tatsache, dass ins ordentliche Er-
gebnis auch nicht zahlungswirksame 
Aufwendungen und Erträge, etwa 
Abschreibungen, einfließen. Nur so 
ist sichergestellt, dass tatsächlich 
jeder Ressourcenverbrauch erfasst 
wird.

Zwei Gruppen von Vorgängen flie-
ßen jedoch nicht in das ordentliche 
Ergebnis ein. Dies sind zum einen 
die so genannten außerordentlichen 
Erträge bzw. Aufwendungen. Als au-
ßerordentlich wird alles erfasst, was 
nicht regelmäßig erfolgt. Dies kann 
beispielsweise eine Schenkung sein, 
die die Stadt erhält. Zum anderen 
fließen die Investitionen nicht in das 
ordentliche Ergebnis ein. Sie werden 
erst im Finanzhaushalt erfasst. Darü-
ber informieren wir im nächsten Heft.

Inhaltlich bietet das Kompendium einen Überblick über die 
Struktur des kommunalen Haushalts und die damit verbun-
denen Möglichkeiten, die Gemeinde zu steuern. Nach einer 
Einführung in die Ziele der Doppik werden die Struktur des 
Haushalts und das Zusammenwirken der einzelnen Elemen-
te erläutert. Sodann steht das unterjährige Berichtswesen 
als eine für Stadtverordnete besonders wichtige Informati-
onsquelle im Mittelpunkt. In den folgenden Kapiteln werden 
die Eröffnungsbilanz und der Jahresabschluss umfassend 
dargestellt. Schließlich behandelt das Kompendium auch die 
Unterschiede zum kameralen Haushalt. Literaturhinweise und 
Hinweise auf hilfreiche Seiten im Internet runden das Kompen-
dium ab.

Bestellungen können Sie gern an die Geschäftsstelle richten, 
per E-Mail an indorf@hess-staedtetag.de.
Im Internet finden Sie nähere Informationen und ein Bestellfor-
mular unter: 
http://www.hess-staedtetag.de/aktuelles/positionen.html - 
bitte ganz nach unten scrollen.

Das Kompendium „Der Doppische Haushalt“

HESSISCHER STÄDTETAG

Der doppische Haushalt
Ein Kompendium für die Mitglieder kommunaler Gremien

von
Dirk During, Ralf Günther, Matthias Portis, Dr. Ben Michael Risch,

Juliane Schmertmann und Matthias Specht

5. überarbeitete Auflage
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* Daten ohne die kreisfreien Städte Darmstadt und Offenbach am Main

Ausbildungspl. 
nach 

Berufsbildgsges.

Beamtenausb. 
(mittl. und 

gehob. Dienst)

Andere 
Ausbildungspl.

5 kreisfreie Städte* 542 138 837

7 Sonderstatusstädte 392 31 470

33 kreisangehörige Städte 222 17 394

Qualifi zierte Ausbildung bei den Städten in Hessen gefragt

Soziales 
und 
Integration

www.juris.de/kommune

juris Kommune

Es gibt viele Richtungen,
aber nur einen richtigen Weg.

juris stellt für Fachanwender in Verwaltungen und Verbänden digitale Rechtsinformationen in höchs-
ter Qualität bereit. juris Kommune ist dabei speziell auf die Anforderungen in Kommunalverwal-
tungen zugeschnitten. Hochaktuelle, rechtssichere Informationen, transparentes Kostenmanagement 
und einfaches Handling sind die Pluspunkte.

Gerne beraten wir Sie ganz individuell und persönlich! Einfach anrufen unter 0681 5866 - 4477 oder 
per E-Mail an mvk-office@juris.de und Termin vereinbaren.

Für Mitglieder des  

Hessischen Städtetages e.V. 

zu Sonderkonditionen.

- Anzeige -

(Gi) Die fünf kreisfreien Städte, die 
sieben Sonderstatusstädte und 
auch die kreisangehörigen Städte 
in Hessen konnten die Ausbildungs-
zahlen im Jahre 2011 erneut erheb-
lich steigern. Die hessischen Städte 
halten daran fest, dass allen ausbil-
dungswilligen und -fähigen Jugendli-
chen eine Chance auf eine berufliche 
Ausbildung geboten werden soll. Die 
jungen Leute reißen sich nach Ein-
schätzung des Hessischen Städte-
tages um einen Ausbildungsplatz in 
einer Stadtverwaltung.

Die Städte in Hessen haben auch im 
Jahr 2011 trotz ihrer extrem ange-
spannten Finanzlage erneut einen 
großen Beitrag zur Ausbildung von 
jungen Menschen erbracht. Angebo-
ten wurden Ausbildungskapazitäten 
in allen im städtischen Bereich vor-
kommenden Berufsfeldern. 

Dabei haben allein die kreisfreien 
Städte ihre Ausbildungsplatzzah-
len nochmals um 29,5 % steigern 
können. Mehr als 600 Ausbildungs-
plätze wurden nach dem Berufsbil-

dungsgesetz angeboten, rund 200 
in der Beamtenausbildung für den 
mittleren und gehobenen Dienst. 

Es ist immer wieder hervorzuheben, 
dass die hessischen Städte über 

Die Städte konnten die Ausbildungszah-

len wieder steigern.

den eigenen Bedarf hinaus aus-
bilden und ausgebildet haben und 
dies, obwohl sie wissen, dass nicht 
jede Erwartungshaltung der Auszu-
bildenden, anschließend in ein fes-
tes Arbeitsverhältnis übernommen 
zu werden, erfüllt werden kann. Die-
ses Dilemma lässt sich leider nicht 
auflösen, weil die Sparsamkeit der 
öffentlichen Verwaltung seitens der 
Bürger von den Städten erwartet 
wird.
Die berufliche Ausbildung junger 
Menschen ist für die Zukunftsfähig-
keit einer Gesellschaft von herausra-
gender Bedeutung. Die persönliche 
Entwicklung und die Verwirklichung 
eigener Lebensplanung hängen 
maßgeblich von dem gelungenen 
Einstieg in ein Berufsleben ab.
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(Hm) Nach § 69 Sätze 1 und 2 Elftes 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB XI) ha-
ben die Pflegekassen im Rahmen 
ihrer Leistungsverpflichtung eine 
bedarfsgerechte und gleichmäßige, 
dem allgemein anerkannten Stand 
medizinisch-pflegerischer Erkennt-
nisse entsprechende pflegerische 
Versorgung der Versicherten zu ge-
währleisten. Sie schließen hierzu 
Versorgungsverträge sowie Vergü-
tungsvereinbarungen mit den Trä-
gern der Pflegeeinrichtungen, Pfle-
gedienste und Pflegeheime. Zu den 
Verhandlungen dieser Verträge und 
Vereinbarungen bedarf es gemäß 
§ 85 Abs. 5 Satz 1 SGB XI einer Auf-
forderung.
Das Bundessozialgericht (u. a. 
BSG, Urteil vom 29. Januar 2009 – 
B 3 P 6/08 R –) hat in den letzten 
Jahren dazu Folgendes entschie-
den: Grundsätzlich sind Pflegesatz-
verhandlungen und möglicherweise  
nachfolgende Schiedsstellenver-
fahren nach einem zweigliedrigen 

Pfl egesatzverhandlungen nach den Urteilen
des Bundessozialgerichtes

Prüfungsmuster durchzuführen. 
Zunächst ist im ersten Prüfungs-
schritt die Plausibilität der einzelnen 
Kostenansätze festzustellen. Die 
Vergütungsforderung einer Einrich-
tung ist nicht ausreichend belegt, 
wenn sie nicht auf einer plausiblen 
und nachvollziehbaren Darlegung 
der voraussichtlichen Gestehungs-
kosten beruht. Eine Vergütung für 
stationäre Pflegeleistungen ist im 
Grundsatz aber erst dann leistungs-
gerecht, wenn sie die Kosten einer 
Einrichtung hinsichtlich der voraus-
sichtlichen Gestehungskosten unter 
Zuschlag einer angemessenen Ver-
gütung ihres Unternehmerrisikos und 
eines etwaigen zusätzlichen persön-
lichen Arbeitseinsatzes sowie einer 
angemessenen Verzinsung ihres Ei-
genkapitals deckt. Die voraussicht-
lichen Gestehungskosten müssen 
dabei plausibel und nachvollziehbar 
sein, also die Kostenstruktur des 
Pflegeheims erkennen und eine Be-
urteilung seiner Wirtschaftlichkeit 

und Leistungsfähigkeit im Einzelfall 
zulassen. Auch nachvollziehbare 
prognostische Gestehungskosten 
rechtfertigen den geltend gemachten 
Vergütungsanspruch aber nur dann, 
soweit er im zweiten Prüfungsschritt 
dem Vergütungsvergleich auch mit 
anderen Einrichtungen standhält. 
Die Einhaltung der Tarifbindung und 
die Zahlung ortsüblicher Gehälter 
sind dabei immer als wirtschaftlich 
angemessen zu werten. Eine fach-
gerechte Durchführung der Plausi-
bilitätsprüfung ist mithin erforderlich 
und auch geboten. Der Hessische 
Städtetag hat deswegen hierzu im 
Frühjahr 2012 zwei Seminare ange-
boten. Die Eröffnungsveranstaltung 
fand am 28. März 2012 im Haus der 
kommunalen Selbstverwaltung statt 
und wurde von allen teilnehmenden 
Pflegekassen und Gebietskörper-
schaften positiv an- und aufgenom-
men. 

(Hm) Der Hessische Städtetag for-
dert den Bund auf, rund 150 Mio. 
Euro für den Ausbau weiterer Bun-
desfreiwilligenplätze zur Verfügung 
zu stellen. Seine Kritik bezieht sich 
auf Pläne, wonach das zuständige 
Bundesamt von März bis Juni 2012 
keine Vereinbarungen mehr ab-
schließen darf.

Dieses Vorhaben ignoriert die große 
Nachfrage. 35.000 Bundesfreiwilli-
ge, davon derzeit 1.503 in Hessen, 
belegen, dass das Interesse am 
Bundesfreiwilligendienst sehr hoch 
ist. Ein Stopp der Einstellungen zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt wäre kont-
raproduktiv. Rund 7.000 Plätze sind 
noch nicht besetzt. 

Hessischer Städtetag gegen Kontingentierung des 
Bundesfreiwilligendienstes

Der Bundesfreiwilligendienst kom-
pensiert nicht nur den Wegfall einiger 
Zivildienstplätze, sondern will auch 
das bürgerschaftliche Engagement 
von jungen und älteren Menschen 
fördern. Nach dem Wegfall des Zivil-
dienstes sind deshalb viele Kommu-
nen als Einsatzstellen froh über die 
Möglichkeit des Bundesfreiwilligen-
dienst. 

Einsatzstellen sind in stationären 
und teilstationären Einrichtungen 
wie z. B. Tagesförderstätten, Wohn-
heimen für alte und behinderte 
Menschen, Werkstätten für Men-
schen mit Behinderung, Integrative 
Tageseinrichtungen für Kinder, Dro-
gen- bzw. Suchthilfeeinrichtungen, 

heilpädagogisch-therapeutische 
Einrichtungen, bei Fahrdiensten im 
Bereich der Behinderten- und Alten-
hilfe und Fahrdiensten wie „Essen 
auf Rädern“. Einsatzbereiche sind 
darüber hinaus handwerkliche Tä-
tigkeiten in sozialen Einrichtungen, 
Versorgungstätigkeiten im Versor-
gungsbereich sozialer Einrichtungen 
(Küche, Wäscherei, Hol- und Bring-
dienste), mobile Hilfsdienste (ambu-
lante Versorgung oder Betreuung im 
häuslichen Bereich), Begleitung und 
Betreuung bei Kindern und jungen 
Menschen mit Behinderungen sowie 
gärtnerische und landwirtschaftliche 
Tätigkeiten in sozialen Einrichtungen. 
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Wohin steuern die kommunalen Krankenhäuser?

(Ri) Die kommunalen Krankenhäu-
ser befinden sich in unsicheren 
Fahrwassern. Zwar erwirtschaften 
einige Häuser schwarze Zahlen; an-
dere hingegen sind notleidend, sol-
len teilprivatisiert werden oder sind 
bereits privatisiert worden. Es ver-
wundert daher nicht, dass sowohl 
die Träger der kommunalen Kran-
kenhäuser – die kreisfreien Städte, 
die Landkreise, einige der Sonder-
statusstädte und wenige kreisange-
hörige Städte – als auch das Land 
Hessen intensiv überlegen, wie die 
kommunalen Kliniken erhalten wer-
den können.

Das Hessische Sozialministerium 
hat sich daher dazu entschlossen, 
alle Krankenhausträger an einen 
Tisch zu holen. In dieser Runde be-
kannte sich Staatsminister Grüttner 
sehr deutlich zu den kommunalen 
Krankenhäusern. Er bietet an, ge-
meinsam mit den Krankenhaus-
trägern ein Gutachten erstellen zu 
lassen. In diesem Gutachten soll be-
leuchtet werden, ob und unter wel-
chen Voraussetzungen regionale 
oder überregionale Verbundstruk-
turen die Position der kommunalen 
Krankenhäuser festigen können.

Der Hessische Städtetag hat das 
Thema in der ersten Sitzung des neu 
konstituierten Sonderausschusses 
Gesundheit in den Mittelpunkt der 
Diskussion gestellt. Unter den Ge-
sundheits- und Krankenhausdezer-
nenten der Städte bestand schnell 
Einigkeit darüber, dass es ein „weiter 
so“ nicht geben kann. Der Vorschlag 
des Landes Hessen bietet eine 
Chance, die Wettbewerbssituation 
zu verbessern. Die Gesundheits-

politiker der Städte machten aber 
auch klar, dass es keine einheitliche 
Lösung für das ganze Land geben 
kann. Eher ländlich strukturierte 
Räume benötigen möglicherweise 
andere Lösungsansätze als die von 
einem intensiven Wettbewerb kom-
munaler Krankenhäuser geprägte 
Rhein-Main-Region. Die Ergebnisse 
des Gutachtens sollen im Sommer 
vorliegen.
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(Ri) Verfolgt man die öffentliche 
Diskussion, so drängt sich schnell 
der – unzutreffende – Eindruck auf, 
die kommunalen Krankenhäuser 
erwirtschaften durchgehend Defi-
zite, während die privaten Häuser 
mit Überschüssen arbeiten. 

Wirft man einen näheren Blick auf 
die Rahmenbedingungen, unter 
denen Krankenhäuser wirtschaf-
ten, so treten Probleme zu Tage, 
unter denen alle Krankenhäuser 
leiden, aber für öffentliche Häu-
ser spezifische. Derzeit besteht 
das allgemeine Problem, dass 

Warum sind manche Krankenhäuser in Nöten?
die Betriebskosten z. B. für Tarif-
abschlüsse schneller steigen als 
die Zuweisungen der Kranken-
kassen. Dieses Problem könnte 
gelöst werden, indem der Bund 
einen Teil der beträchtlichen 
Überschüsse der Krankenkassen 
den Krankenhäusern zukommen 
lässt. Ein zweites allgemeines 
Problem ist die Tatsache, dass 
die Investitionsförderung für Bau-
maßnahmen nicht ausreicht, um 
alle notwendigen Investitionen zu 
finanzieren. Da die Mittel für die 
Investitionsförderung allerdings 
von den Kommunen selbst auf-

gebracht werden – zu 50 % durch 
die Krankenhausumlage, zu 50 % 
durch den KFA – führen höhere 
Investitionszuweisungen dazu, 
dass den Städten und Gemein-
den an anderer Stelle das Geld 
fehlt. Schließlich bestehen einige 
Besonderheiten der öffentlichen 
Kliniken, die diese im Wettbewerb 
benachteiligen. So bestehen an-
dere Tarifverträge und eine um-
fassende Bindung an das Verga-
berecht; die Unterstützung durch 
den Krankenhausträger wird 
durch das europäische Beihilfe-
recht erschwert.

Der kommunale Klinikverbund Vivantes in Berlin – ein Vorbild für Hessen
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Medizinische Versorgung in Zeiten 
des demographischen Wandels

(Ri) Spätestens, wenn der Ruf nach 
dem Arzt ungehört verhallt, wird Bür-
gerinnen und Bürgern bewusst, dass 
die flächendeckende medizinische 
Versorgung ein kostbares Gut ist. 
Derzeit ist die medizinische Versor-
gung noch flächendeckend gut. In 
vielen Regionen besteht sogar eine 
Überversorgung. Es sind allerdings 
Zweifel angebracht, ob dies unter 
den Vorzeichen des demographi-
schen Wandels auch in 15 oder 20 
Jahren noch so sein wird.

Um die ärztliche Versorgung im Land 
Hessen langfristig zu sichern, haben 
die kommunalen Spitzenverbände 
und viele weitere Institutionen mit 
dem Land Hessen den Hessischen 
Pakt zur Sicherstellung der gesund-
heitlichen Versorgung im ländlichen 
Raum abgeschlossen. Über die Un-
terzeichnung hatten wir bereits im 
Heft 11-12/2011 berichtet.

Jetzt startet die Umsetzungsphase 
des Paktes. Zunächst geht es dar-
um, die vereinbarten Modellprojekte 
zur Delegation ärztlicher Leistungen 
in die Praxis zu bringen. Die Delegati-
on ärztlicher Leistungen zielt darauf, 
Ärzte zu entlasten, indem speziell 
ausgebildete Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter an Stelle der Ärztinnen 
und Ärzte Hausbesuche erledigen. 
Diese Besuche ersetzen natürlich die 
ärztliche Kontrolle nicht vollständig, 
können aber bei Aufgaben, die sehr 
viel Zeit binden, aber nicht unbedingt 
einen voll ausgebildeten Mediziner 
erfordern, sehr hilfreich sein. Dies 
betrifft etwa die allgemeine Kontrol-
le der Fähigkeiten, die Verhinderung 
von Stürzen oder die Beratung pfle-
gender Angehöriger. Bundesweit 
bestehen mehrere Ausbildungspro-
gramme, aus denen jetzt besonders 
vielversprechende ausgewählt wer-
den müssen, um in Hessen erprobt 
zu werden. Ein zweiter Aspekt des 
Paktes, der derzeit umgesetzt wer-
den soll, ist die Ansiedlungsförde-
rung für Ärzte. Bei dieser liegt die 

größte Schwierigkeit darin, die be-
sonders förderbedürftigen Regionen 
zu ermitteln. Dies ist nicht einfach, 
da die Bezugsgröße der Bedarfspla-
nung der Landkreis ist, Landkreise 
aber nicht homogen sind, sondern 
in dicht besiedeltes Gebiet und ein 
dünner besiedeltes Hinterland zerfal-
len. Außerdem machen die Patienten 
nicht an den Kreisgrenzen halt.

Der Hessische Städtetag hat drei 
Gründe, sich in die Diskussion einzu-
bringen:
• Er ist ein Verband, der neben
 den großen Städten auch kleine
 Städte im ländlichen Raum um
 fasst. 
• Die Städte sind die medizinischen 
 Zentren des ländlichen Raums. 
 Wenn in einem späteren Umset-

 zungsschritt über Patientenfahr-
 dienste gesprochen wird, muss 
 dies unter Einbindung der Städte, 
 in denen die Allgemein- und Fach-
 ärzte ihren Praxissitz haben, ge-
 schehen. 
• Die Rezepte für den ländlichen 
 Raum sind schließlich möglicher-
 weise auch für die Städte von Inte-
 resse. Beispielsweise ist der Be-
 darf an der Delegation ärztlicher 
 Leistungen jetzt sicherlich in Regi-
 onen mit einer zukünftig nicht mehr 
 so dichten Versorgung am größten. 
 Wenn sich dieses Modell jedoch 
 bewährt, spricht wenig dagegen, 
 auch Ärztinnen und Ärzte in den 
 Städten zu entlasten. Schließlich 
 soll die medizinische Versorgung 
 im gesamten Land leistungsfähig 
 und bezahlbar bleiben.
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(Ri) Stadtverordnete, die sich damit 
beschäftigen, wie ihre Stadt oder 
Gemeinde in 20 oder 30 Jahren 
aussieht, möchten wir auf die „Ser-
vicestelle vitale Orte“ hinweisen. 
Diese hat eine Datenbank erstellt, 
aus der ersichtlich ist, welche Ein-
wohnerzahl für das Jahr 2030 pro-
gnostiziert wird. Die Servicestelle 
ist unter: www.hessen-nachhaltig.
de/web/vitale-orte-2020/test-1 
erreichbar. Wer sich speziell für 

die medizinische Versorgung inte-
ressiert, wird auf der Homepage 
der Kassenärztlichen Vereinigung 
Hessen fündig. Diese gibt unter 
dem Titel „Versorgung Heute“ eine 
sehr gute Übersicht über die Ver-
sorgungssituation in Hessen her-
aus. Die Untersuchungen erfolgen 
für jeden Landkreis differenziert. 
Die Kassenärztliche Vereinigung 
Hessen ist unter www.kvhessen.
de erreichbar.

Hinweise zum Weiterlesen

Ärztliche Versorgung im ländlichen Raum: kein Kinderspiel
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Vollversammlung der Stadtverordnetenvorsteher/innen 
im Hessischen Städtetag 2012
(Gi) Zum Zweck des erweiterten Erfahrungsaustausches soll nach der Satzung 
des Hessischen Städtetages (§ 16 Abs. 3) „alljährlich eine Vollversammlung aller 
Stadtverordnetenvorsteher/innen der Mitgliedstädte des Hessischen Städteta-
ges“ stattfinden.

Die letzte Vollversammlung der Stadtverordnetenvorsteher/innen im Hessi-
schen Städtetag hat am 17.6.2011 in Oberursel (Taunus) stattgefunden.

Die nächste (31.) Vollversammlung soll nun nach einem Beschluss der Arbeits-
gemeinschaft der Stadtverordnetenvorsteher/innen im Hessischen Städtetag 
vom 13.12.2011

am 8. Juni 2012 in Wetzlar

anlässlich des Hessentages stattfinden. Die Vollversammlung wird sich mit den Themen „Kinderbetreuung in 
Hessen“ und „Hessische Gemeindeordnung“ befassen. Es ist beabsichtigt, Staatsminister Grüttner einzula-
den.

Wir weisen schon jetzt auf diese Terminierung mit der Bitte hin, eine Teilnahme auch für die Stellvertreter vor-
zumerken; die Einladungen werden Mitte Mai versandt werden.

Recht, 
Personal 
und 
Ordnung

Dr. Bernadette Weyland, Vorste-

herin der Stadtverordnetenver-

sammlung Frankfurt am Main

Urteil des Bundesarbeitsgerichts zur altersabhängigen 
Staffelung der Urlaubsdauer 

(Ba) Das Bundesarbeitsgericht hat 
entschieden, dass die in § 26 Abs. 1 
Satz 2 TVöD normierte und am Alter 
der Beschäftigen orientierte Staffe-
lung des Urlaubsanspruchs gegen 
das Verbot der Diskriminierung we-
gen des Alters nach § 7 Abs. 1 und 
Abs. 2 AGG i.V.m. § 1 AGG verstößt.

Mit Urteil vom 20. März 2012 
(Az.: 9 AZR 529/10) hat das Bundes-
arbeitsgericht festgestellt, dass die 
in § 26 Abs. 1 Satz 2 TVöD normier-
te Differenzierung der Urlaubsdauer 
nach dem Lebensalter Beschäftigte 
benachteiligt, die das 40. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben. Die Re-
gelung verstoße damit unmittelbar 
gegen das Verbot der Benachteili-
gung wegen des Alters. Die tarifliche 
Urlaubsstaffelung verfolge nicht das 
legitime Ziel, einem gesteigerten Er-
holungsbedürfnis von älteren Men-
schen Rechnung zu tragen. Ein ge-

steigertes Erholungsbedürfnis von 
Beschäftigten bereits ab dem 30. 
bzw. 40. Lebensjahr ließe sich kaum 
begründen. Der Verstoß der in § 26 
Abs. 1 Satz 2 TVöD angeordneten 
Staffelung der Urlaubsdauer gegen 
das Verbot der Diskriminierung we-
gen des Alters könne nur beseitigt 
werden, indem die Dauer des Ur-
laubs der wegen ihres Alters diskri-
minierten Beschäftigen in der Art 
und Weise „nach oben“ angepasst 
werde, dass auch ihr Urlaubsan-
spruch in jedem Kalenderjahr 30 Ar-
beitstage beträgt.

In ersten Berechnungen geht die 
Vereinigung der kommunalen Arbeit-
geberverbände davon aus, dass eine 
Erhöhung des Urlaubsanspruchs für 
alle Beschäftigten auf 30 Tage bei 
den kommunalen Arbeitgebern bun-
desweit zu einem Verlust von 1,6 Mil-
lionen Arbeitstagen pro Jahr führen 

würde. Dies würde Mehrkosten in 
Höhe von rund 250 Millionen Euro 
jährlich verursachen. Welche Kon-
sequenzen endgültig aus dem Urteil 
folgen bleibt abzuwarten; die Ent-
scheidungsgründe liegen bislang 
noch nicht vor.
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Neues Gesetz über den öffentlichen Personennahverkehr 
wenig kommunalfreundlich 

(Sw) Die Änderungen, die das Land 
mit dem vom Wirtschaftsministerium 
vorgelegten Entwurf zur Änderung 
des hessischen ÖPNV-Gesetzes an-
strebt, sind alles andere als kommu-
nalfreundlich.

Insbesondere die kreisfreien Städte 
und die Sonderstatusstädte sind in 
ihrer Eigenschaft als Aufgabenträger 
des ÖPNV von dem Entwurf betrof-
fen. In vielen Punkten mischt sich das 
Land in Organisationsstrukturen der 
Kommunen ein, obwohl die Kommu-
nen die damit gesetzten Vorgaben 
nach dem Prinzip der kommunalen 
Selbstverwaltung selbst lösen könn-
ten. 

Die beabsichtigten strukturellen Än-
derungen dienen nach der Geset-
zesbegründung dazu, den ÖPNV in 
Hessen vor dem Hintergrund u. a. 
der absehbaren Finanzstrukturen 
nachhaltig und zukunftsfähig zu ge-
stalten. Nach der Begründung ist 
schrittweise in den Jahren ab 2015 
eine Finanzierungslücke von bis zu 
140 Mio. Euro im Jahr zu erwarten. 
Um dadurch bedingte vorhersehba-
re Qualitäts- und Quantitätseinbußen 
zu vermeiden, sollen u. a. leistungs-
fähigere Nahverkehrsorganisationen 
auf regionaler Ebene geschaffen 
werden. 

Zusammenarbeit der Aufgaben-
träger 
Beabsichtigt ist eine stärkere Zusam-
menarbeit der lokalen Nahverkehrs-
organisationen, die von den Auf-
gabenträgern eingerichtet werden, 
sowie der Verbünde. Eine solche Zu-
sammenarbeit der Aufgabenträger 
findet bereits statt. Nach der Vor-
stellung des Landes soll sich diese 
künftig nach bestimmten Vorgaben 
richten. Die gemeinsame Aufgaben-
wahrnehmung soll durch mindestens 
vier Aufgabenträger mit zusammen 
mindestens 500.000 Einwohnern 
erfolgen. Als Anreiz für die Zusam-
menarbeit soll die Zuständigkeit für 

den regionalen Busverkehr in die Zu-
ständigkeit der Aufgabenträger bzw. 
der Aufgabenträgerorganisationen 
übergehen, sobald diese sich unter 
den genannten Voraussetzungen in 
einer gemeinsamen Nahverkehrsor-
ganisation organisieren.
Derartige Vorgaben des Landes für 
die Zusammenarbeit sind aus Sicht 
der Geschäftsstelle abzulehnen. Die 
Entscheidung, ob eine interkommu-
nale Zusammenarbeit stattfindet und 
in welcher Form dies geschieht, muss 
den Kommunen vorbehalten bleiben. 

Mobilitätsbeauftragter
Der Entwurf enthält im Übrigen eine 
Regelung zum bereits bestehenden 
Mobilitätsbeauftragten des Minis-
teriums. Dieser soll die Zusammen-
arbeit der Aufgabenträger und der 
Aufgabenträgerorganisationen ko-
ordinieren und diese bei der Einrich-
tung gemeinsamer Organisations-
strukturen beraten.
Aus Sicht der Geschäftsstelle ist 
nicht erkennbar, warum die Zusam-
menarbeit der Aufgabenträger durch 
den Mobilitätsbeauftragten koor-
diniert werden muss. Eine solche 
Koordinierung der Kommunen ent-
spricht nicht dem Selbstverständnis 
der Städte. 

Finanzierung
In dem neuen Gesetz will das Land 
zudem festschreiben, dass etwai-

ge Verbunddefizite von den lokalen 
Aufgabenträgern entsprechend dem 
Umfang ihrer Kostentragungspflicht 
zu tragen sind. 
Am 24. April 2012 wird sich der Aus-
schuss für Wirtschaft, Verkehr und 
Energie des Hessischen Städtetages 
mit dem Gesetzentwurf befassen.  

Wirtschaft
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Umweltministerin setzt Dichtigkeitskontrolle für private 
Hausanschlüsse aus

(Sw) Die Hessische Umweltministe-
rin Lucia Puttrich setzt die nach der 
hessischen Abwassereigenkontroll-
verordnung (EKVO) vorgesehene 
Dichtigkeitskontrolle der privaten 
Hausanschlüsse an den öffentlichen 
Abwasserkanal aus. Dies geht aus 
einer Presseinformation des Um-
weltministeriums vom 23.3.2012 
hervor.

Im Rahmen des Dialogverfahrens 
soll nun überprüft werden, ob der 
Nutzen der Maßnahmen in einem 
angemessenen Verhältnis zum Auf-
wand steht und ob die privaten An-
schlüsse an den öffentlichen Kanal 
in der gleichen Weise überwacht 
werden müssen wie das öffentliche 
Kanalnetz.

Im so genannten Dialogverfahren 
prüfen die kommunalen Spitzenver-
bände gemeinsam mit Vertretern 
der Landesregierung alle Aufgaben, 
Gesetze und Vorgaben auf ihre Erfor-
derlichkeit. 

Nach Einschätzung der Geschäfts-
stelle ist es derzeit offen, ob das 
Land nach der Überprüfung an den 
Regelungen festhalten wird.

Umwelt,
Bau und
Planung
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Land macht Weg frei für Umweltzone in Wiesbaden 

(Sw) Ab dem 1. Dezember 2012 sol-
len nur noch Fahrzeuge mit grüner 
Plakette in Wiesbaden fahren dürfen. 
Dies sieht der aktuelle Luftreinhal-
teplan für Wiesbaden vor, den das 
Land vorgelegt hat. Die Maßnahme 
dient dazu, die hohe Konzentrati-
on von Stickstoffdioxid in der Stadt 
zu senken und soll für das gesamte 
Stadtgebiet gelten. Diese Festle-
gung entspricht dem Magistratsbe-
schluss der Stadt Wiesbaden.

Damit ist erreicht, was der Hessische 
Städtetag bereits mehrfach – zuletzt 

gegenüber dem Hessischen Wirt-
schaftsminister – gefordert hat: Um-
weltzonen als mögliche Maßnahmen 
zur Reduzierung der Stickstoffdi-
oxidbelastung im Interesse des Ge-
sundheitsschutzes nicht grundsätz-
lich abzulehnen. 

Die Einrichtung einer Umweltzone 
in Wiesbaden war bisher vor allem 
daran gescheitert, dass das Wirt-
schaftsministerium als oberste Stra-
ßenbau- und Straßenverkehrsbehör-
de sein Einvernehmen hierzu nicht 
erteilt hatte.

Nach der Klage u. a. einer Einwoh-
nerin der Stadt Wiesbaden hatte 
das Verwaltungsgericht Wiesbaden 
das Land Hessen verpflichtet, den 
Luftreinhalteplan für das Rhein-
Main-Gebiet so zu ändern, dass die 
Grenzwerte für Stickstoffdioxid ein-
gehalten werden. Die Landesregie-
rung hatte gegen das Urteil Berufung 
eingelegt, gleichzeitig aber angekün-
digt, im Laufe des Verfahrens die Vo-
raussetzungen zur Errichtung einer 
Umweltzone in Wiesbaden weiter 
überprüfen zu wollen. 

Jetzt hat die Landesregierung dem 
Wunsch der Landeshauptstadt ent-
sprochen.

Bevor der Luftreinhalteplan mit der 
Umweltzone in Kraft treten kann, ist 
zunächst eine Öffentlichkeitsbeteili-
gung durchzuführen. Nachdem der 
Luftreinhalteplan im Staatsanzeiger 
vom 26. März bekannt gemacht wird, 
soll er zur Öffentlichkeitsbeteiligung 
ausgelegt werden.
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Wiesbaden hat ab Dezember 2012 seine Umweltzone
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